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Die TRbF 180 wurde aufgehoben!

Geltungsbereich

Dieses Blatt enthält über TRbF 100 hinausgehende Betriebsvorschriften für Anlagen zu Lagerung, Abfüllung und Beförderung brennbarer Flüssigkeiten der Gefahrklassen A I, A II und B sowie für brennbare Flüssigkeiten Gefahrklasse A III, die auf ihren Flammpunkt oder darüber erwärmt werden. 
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1. Allgemeines

1.1 Allgemeine Betriebsvorschriften 

(1) Wer eine Anlage zur Lagerung, Abfüllung oder Beförderung brennbarer Flüssigkeiten betreibt, hat diese in ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten, ordnungsgemäß zu betreiben, ständig zu überwachen, notwendige Instandhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten unverzüglich vorzunehmen und die den Umständen nach erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen zu treffen. 

(2) Eine Anlage darf nicht betrieben werden, wenn sie Mängel aufweist, durch die Beschäftige oder Dritte gefährdet werden können. Es sind unverzüglich Maßnahmen zur Beseitigung oder Minderung des gefährlichen Zustands zu ergreifen. 

(3) Nach den wasserrechtlichen Vorschriften darf eine Anlage auch nicht betrieben werden, wenn eine Verunreinigung von Gewässern zu besorgen ist. 

(4) Auf folgende Bestimmungen wird hingewiesen: 

1.
Technische Regeln für Gefahrstoffe, TRGS 507 "Oberflächenbehandlung in Räumen und Behältern", 

2.
Unfallverhütungsvorschriften VBG 1 "Allgemeine Vorschriften", 

3.
Unfallverhütungsvorschrift VBG 15 "Schweißen, Schneiden und verwandte Arbeitsverfahren", 

4.
Richtlinien für die Vermeidung der Gefahren durch explosionsfähige Atmosphäre (EX-RL), 

5.
Richtlinien für die Vermeidung von Zündgefahren infolge elektrostatischer Aufladungen, 

6.
Güte- und Prüfbestimmungen für Tankrevisionen, RAL-RG 977. 

1.2 Ständige Überwachung 

(1) Eine Anlage kann als ständig überwacht angesehen werden, wenn sie 

1.
durch Personal beaufsichtigt wird oder 

2.
durch technische Einrichtungen entsprechend gesichert ist. 

(2) Art und Umfang der Überwachung nach Absatz 1 richten sich nach den Erfordernissen des Einzelfalls und hängen davon ab, ob die brennbaren Flüssigkeiten lediglich gelagert (passiver Betrieb) oder auch abgefüllt oder befördert werden (aktiver Betrieb). 

1.3 Betriebsanweisung 

Der Betreiber ist verpflichtet, den Inhalt der im Betrieb anzuwendenden Vorschriften dieser Verordnung in einer für den Beschäftigten verständlichen Form und Sprache in einer Betriebsanweisung darzustellen und sie an geeigneter Stelle im Betrieb auszulegen oder auszuhängen. 

1.4 Unterweisung der Beschäftigten 

Die Beschäftigten müssen über die bei der Lagerung, Abfüllung oder Beförderung brennbarer Flüssigkeiten auftretenden Gefahren sowie über die Maßnahmen zu ihrer Abwendung vor der Beschäftigung und danach in angemessenen Zeitabständen, mindestens einmal jährlich, unterwiesen werden. 

1.5 Besondere Weisungen, Alarm- und Einsatzpläne 

(1) Der Betreiber ist verpflichtet, über die Betriebsanweisung nach Nummer 1.3 hinaus die zur Abwendung von Gefahren erforderlichen Weisungen zu erteilen, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen und für die Beachtung solcher Weisungen zu sorgen. 

(2) Die im Gefahrenbereich der Anlage Beschäftigten haben die an sie gerichteten Weisungen zu befolgen. 

(3) Die zur Abwendung von Gefahren erforderlichen Weisungen und die bei Schadensfällen zu ergreifenden Maßnahmen sind bei Anlagen, die der StörfallV, Anhang I und II, unterliegen, in Alarm- und Einsatzplänen zusammenzustellen. Bei kleineren Anlagen, die nach dem BImSchG genehmigungspflichtig sind, aber nicht der StörfallV unterliegen, können entsprechende Regelungen Bestandteil der Betriebsanweisungen sein. 

(4) Die Alarm- und Einsatzpläne müssen Angaben über die zu benachrichtigenden innerbetrieblichen und behördlichen Stellen, über die Anordnungsbefugnis bezüglich der betrieblichen Maßnahmen (betriebliche Einsatzleitung) und über den ständig erreichbaren Bereitschaftsdienst enthalten. Weiterhin sind Angaben über die zur Verfügung stehenden Geräte und Ausrüstungen zur Schadensabwehr zu machen. 

(5) Insbesondere müssen die Pläne Anordnungen enthalten, wie Schäden durch austretende Flüssigkeit verhindert werden können. Sie müssen u.a. festlegen, welches Personal und Gerät an welchen Stellen jederzeit bereit steht. Die Einsatzpläne haben Angaben über Standort, Ausrüstung, Gerätepark, Personalstärke und Alarmierung von Hilfseinrichtungen sowie Institutionen Dritter (Feuerwehren, Vertragsfirmen, technische Hilfsdienste) zu enthalten, deren Hilfe bei Schadensfällen in Anspruch genommen werden kann. 

1.6 Benutzen von Sicherheitseinrichtungen 

(1) Vorgeschriebene Sicherheitseinrichtungen sind zu benutzen. Sie müssen so betrieben, gewartet und unterhalten werden, daß ihre Wirksamkeit erhalten bleibt. 

(2) Sicherheitseinrichtungen dürfen insbesondere nicht umgangen oder ganz oder teilweise unwirksam gemacht werden. 

1.7 Beauftragung von Fachbetrieben 

(1) Der Betreiber ist verpflichtet, mit der Errichtung, Instandhaltung, Instandsetzung oder Reinigung der Anlagen oder Anlagenteile nur solche Fachbetriebe zu beauftragen, die über die notwendigen Geräte und Ausrüstungsteile für eine gefahrlose Durchführung der Arbeiten und über das erforderliche Fachpersonal verfügen. 

(2) Absatz 1 gilt als erfüllt, wenn ein entsprechender Fachbetrieb nach § 19 l WHG beauftragt wird, d. h. ein Fachbetrieb, der auch über die erforderlichen Kenntnisse des Brand- und Explosionsschutzes verfügt. Die Überwachung der Fachbetriebe wird durch die Sachverständigen nach § 16 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 im Geltungsbereich ihrer amtlichen Anerkennung nach der VbF durchgeführt. Fachbetriebe, ausgenommen Fachbetriebe des Betreibers, müssen einmal jährlich überwacht werden. 

(3) Die Beauftragung eines Fachbetriebes nach Absatz 1 ist nicht erforderlich, wenn der Betreiber selbst Fachbetrieb im Sinne von Absatz 2 ist. 

1.8 Koordinierung der Arbeiten 

(1) Vergibt ein Betreiber (Auftraggeber) Arbeiten an andere Unternehmer, hat er, soweit dies zur Vermeidung einer möglichen gegenseitigen Gefährdung erforderlich ist, eine Person zu bestimmen, die alle Arbeiten aufeinander abstimmt. 

(2) Der Betreiber hat dafür zu sorgen, daß diese Person insoweit Weisungsbefugnis gegenüber seinen Auftragnehmern und deren Beschäftigten hat. 

(3) Übernimmt ein Unternehmer Aufträge, deren Durchführung zeitlich und örtlich mit Aufträgen anderer Unternehmer zusammenfällt, ist er zusätzlich verpflichtet, sich mit den anderen Unternehmern abzustimmen, soweit dies zur Vermeidung einer gegenseitigen Gefährdung erforderlich ist. 

(4) Zur Durchführung der Abstimmung nach Absatz 1 und 3 ist mindestens erforderlich, daß Art und Umfang der Arbeiten rechtzeitig vor Beginn allen betroffenen Unternehmern angezeigt werden. 

2. Abfüllen brennbarer Flüssigkeiten

2.1 Zulässige Behälter 

Brennbare Flüssigkeiten dürfen nur in solche Behälter abgefüllt werden, die für diese Flüssigkeiten geeignet, erforderlichenfalls (z.B. Tanks auf Fahrzeugen, Tanks aus nichtmetallischen Werkstoffen) zugelassen und innerhalb der vorgeschriebenen Fristen einer Prüfung durch Sachverständige unterzogen worden sind. 

2.2 Zulässiger Füllungsgrad 

(1) Der zulässige Füllungsgrad von Behältern muß so bemessen sein, daß die Behälter nicht überlaufen oder daß Überdrücke, die die Dichtheit oder Festigkeit der Behälter beeinträchtigen, nicht entstehen. 

(2) Bei der Festlegung des zulässigen Füllungsgrades sind der kubische Ausdehnungskoeffizient der für die Befüllung eines Behälters infrage kommenden Flüssigkeiten und die bei der Lagerung mögliche Erwärmung und eine dadurch bedingte Zunahme des Volumens der Flüssigkeit zu berücksichtigen. 

(3) Für die Lagerung brennbarer Flüssigkeiten ohne zusätzliche gefährliche Eigenschaften in ortsfesten Tanks ist der zulässige Füllungsgrad bei Einfülltemperatur wie folgt festzulegen: 

1.
Für oberirdische Tanks und unterirdische Tanks, die weniger als 0,8 m unter Erdgleiche eingebettet sind 

Füllungsgrad = [image: image1.png]100
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 in % des Fassungsraumes 

2.
Für unterirdische Tanks mit einer Erddeckung von mindestens 0,8 m 

Füllungsgrad = [image: image2.png]100
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 in % des Fassungsraumes 

3.
Der mittlere kubische Ausdehnungskoeffizient ( kann wie folgt ermittelt werden: 
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Dabei bedeutet d15 bzw. d50 die Dichte der Flüssigkeit bei 15 °C bzw. 50 °C. 

(4) Absatz 1 kann für brennbare Flüssigkeiten ohne zusätzliche gefährliche Eigenschaften, deren kubischer Ausdehnungskoeffizient [image: image4.png]150-107%



/°C nicht übersteigt, auch als erfüllt angesehen werden, wenn der Füllungsgrad bei Einfülltemperatur bei oberirdischen Tanks und bei unterirdischen Tanks, die weniger als 0,8 m unter der Erdgleiche liegen, 95 % und bei unterirdischen Tanks mit einer Erddeckung von mindestens 0,8 m 97 % des Fassungsvermögens nicht übersteigt. 

(5) Wird die Flüssigkeit während der Lagerung über 50 °C erwärmt oder wird sie im gekühlten Zustand eingefüllt, so sind zusätzlich die dadurch bedingten Ausdehnungen bei der Festlegung des Füllungsgrades zu berücksichtigen. 

(6) Für Behälter zur Lagerung brennbarer Flüssigkeiten mit giftigen oder ätzenden Eigenschaften soll ein mindestens 3 % niedriger Füllungsgrad als nach Absatz 3 bis 5 eingehalten werden. 

(7) Für den zulässigen Füllungsgrad ortsbeweglicher Gefäße gilt die Anlage A, für den zulässigen Füllungsgrad von Tanks auf Fahrzeugen, Eisenbahnkesselwagen und Tankcontainern gelten die Anhänge B.1a und B.1b der Anlage B zur Verordnung über die Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße (GGVS) bzw. die Anhänge X und XI der Verordnung über die Beförderung gefährlicher Güter mit der Eisenbahn (GGVE). 

2.3 Vermeidung von Überfüllungen 

(1) Das Befüllen von Behältern muß so vorgenommen werden, daß Überfüllungen nicht auftreten. 

(2) Vor dem Befüllen muß der Flüssigkeitsstand im Behälter festgestellt werden. es muß ermittelt werden, wieviel brennbare Flüssigkeit der Behälter noch aufnehmen kann. 

(3) Bei diskontinuierlicher Befüllung von Tanks mit kleinen Mengen (z.B. Befüllen von Altöltanks an Tankstellen) genügt das Peilen in angemessenen Zeitabständen. 

(4) Beim Befüllen von Tanks zur Lagerung von Ottokraftstoff aus Straßentankfahrzeugen oder Aufsetztanks muß der Grenzwertgeber des Tanks an die Abfüllsicherung des Tankfahrzeuges angeschlossen sein. 

(5) Der Befüllvorgang muß beobachtet werden. 

2.4 Feste Anschlüsse 

(1) Behälter dürfen außerhalb von Füllstellen nach TRbF 111 Nr. 1.1 nur über fest angeschlossene Rohre oder Schläuche befüllt werden. Die Verbindungen müssen dicht sein. 

(2) Ortsfeste Tanks dürfen nur über fest angeschlossene Rohre oder Schläuche entleert werden. 

(3) Schlauchleitungen einschließlich der Armaturen und Dichtungen müssen regelmäßig auf ihren ordnungsgemäßen Zustand kontrolliert werden. Schadhafte Schlauchleitungen sind umgehend instandzusetzen oder zu ersetzen. Schlauchleitungen, über die nicht nur im freien Gefälle, sondern mit Pumpendruck abgefüllt wird, müssen vom Betreiber in Fristen von höchstens drei Jahren einer Druckprüfung mit dem 1,3fachen des Nenndrucks unterzogen werden. 

2.5 Wechselweise Befüllung 

(1) Sollen Behälter wechselweise mit einer brennbaren Flüssigkeit niedrigeren Gefahrengrades als dem ihrer vorherigen Füllung befüllt werden, muß sichergestellt sein, daß gefährliche Flammpunktuntersuchungen durch Vermischung nicht auftreten. 

(2) Absatz 1 kann zum Beispiel erfüllt werden, wenn die Behälter und die zugehörigen Leitungen und Armaturen vor dem Füllgutwechsel vollständig entleert werden. Erforderlichenfalls muß gespült werden. 

(3) In einem Tank oder Tankabteil dürfen brennbare Flüssigkeiten der Gefahrenklasse A I, A II oder B nicht wechselweise mit solchen Flüssigkeiten befördert werden, die nur nach Erwärmen pumpfähig sind. 

(4) Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden auf die wechselweise Beförderung von brennbaren Flüssigkeiten der Gefahrenklasse A I, A II oder B und von solchen Flüssigkeiten, die die Funktionsfähigkeit der Sicherheitseinrichtungen beeinträchtigen können, es sei denn, daß derartige Beeinträchtigungen verhindert sind. Bei flammendurchschlagsicheren Armaturen können solche Beeinträchtigungen z.B. durch Absperren verhindert werden, sofern die Tanks für einen Prüfüberdruck von mindestens 4 bar ausgelegt sind. 

2.6 Vermeidung gefährlicher elektrostatischer Aufladungen 

(1) Das Befüllen von Behältern muß so vorgenommen werden, daß Gefahren durch elektrostatische Aufladungen nicht entstehen. 

(2) Absatz 1 gilt als erfüllt, wenn die berufsgenossenschaftlichen Richtlinien für die Vermeidung von Zündgefahren infolge elektrostatischer Aufladungen beachtet sind. 

(3) Beim Befüllen von Transportbehältern oder Tanks auf Fahrzeugen über den offenen Dom ist der Behälter zu erden und die Auslauföffnung der Befülleinrichtung bis auf die Behältersohle hinabzuführen. Die zulässigen Füllraten (Volumenströme) dürfen nicht überschritten werden. 

(4) Auch beim Befüllen von Behältern mit brennbaren Flüssigkeiten der Gefahrklasse A III, die zuvor brennbare Flüssigkeiten mit einem niedrigeren Flammpunkt enthalten haben, sind Maßnahmen für die Vermeidung gefährlicher elektrostatischer Aufladungen erforderlich. 

2.7 Vermeidung unzulässiger Überdrücke und Unterdrücke 

(1) Beim Befüllen von Tanks ohne inneren Überdruck muß sichergestellt sein, daß der dem statischen Rechnungsnachweis zugrunde gelegte zulässige Überdruck, höchstens jedoch ein Überdruck von 0,1 bar, nicht überschritten wird. 

(2) Bei Tanks ohne inneren Überdruck, die mit einem Prüfüberdruck von mindestens 2 bar geprüft worden sind, dürfen beim Befüllen Überdrücke bis 0,5 bar auftreten. 

(3) Bei oberirdischen zylindrischen Flachboden-Tankbauwerken sind beim Befüllen und Entleeren die auf dem Herstellerschild angegebenen zulässigen Volumenströme einzuhalten. 

(4) Beim Befüllen von Tanks ohne inneren Überdruck aus Straßentankfahrzeugen darf ein Volumenstrom von 1200 l/min nicht überschritten werden. 

(5) Nur Tanks mit innerem Überdruck dürfen unter Verwendung von Druckgas entleert werden. Der zum Entleeren angewendete Gasdruck darf den zulässigen Betriebsüberdruck des Tanks nicht überschreiten. 

(6) Bei der Befüllung mittels Druckgas müssen in den in Absatz 5 genannten Fällen in dem zu befüllenden Tank gefährliche Überdrücke, die durch überströmendes Druckgas entstehen können, vermieden werden. 

2.8 Unzulässige Druckgase 

(1) Zum Mischen oder Fördern brennbarer Flüssigkeiten unter Verwendung von Druckgas dürfen brennbare oder die Verbrennung unterhaltende Gase nicht verwendet werden. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Tanks, die einer Explosion im Inneren standhalten, ohne aufzureißen, z.B. für Saug-Druck-Tankwagen nach TRbF 141. 

2.9 Ableitung von Dampf/Luft-Gemischen 

(1) Können die beim Befüllen von Tanks ausströmenden Dampf/Luft-Gemische nicht gefahrlos abgeleitet werden, ist das Gaspendelverfahren anzuwenden. 

(2) Wegen der verschiedenen Möglichkeiten der gefahrlosen Ableitung von Dampf/Luft-Gemischen wird auf TRbF 100 Nr. 10 verwiesen. 

(3) Anschlußstutzen für Gaspendelleitungen sind fest verschlossen zu halten und nur zur Anbringung der Gaspendelleitung zu öffnen. 

(4) Wegen der Anschlußstutzen von Gaspendelleitungen an Straßentankfahrzeugen wird auf Nummer 6.3 Abs. 8 verwiesen. 

2.10 Entleeren von Transporttanks 

(1) Werden Tansporttanks an bestehenden Anlagen entleert, bei denen Abläufe ohne Abscheider vorhanden sind, müssen die Abläufe bei Undichtheiten im Abfüllsystem auf andere Weise verschlossen werden, z.B. durch eine Ablauf-Sicherheitsklappe oder durch Abdicht-Kissen oder -Folien. Außerdem müssen an solchen Entleerstellen und Tankstellen Ölbindemittel vorgehalten werden. Auf TRbF 111 Nr. 3.1 Abs. 3 und TRbF 112 Nr. 4.117 Abs. 5 wird verwiesen. 

(2) An Tankstellen dürfen Tanks auf Fahrzeugen nur unter Verwendung von Sicherheitseinrichtungen 1) , die auf selbsttätig schließende Bodenventile oder andere selbsttätig wirkende Absperreinrichtungen in der Nähe der Bodenventile wirken (z.B. Abfüll-Schlauch-Sicherung oder Einrichtungen mit Aufmerksamkeitstaste und mit Not-Aus-Betätigung) entleert werden 2). Auf TRbF 112 Nr. 3.4 wird verwiesen. TRbF 180 Nr. 2.3 Abs. 4 und 5 gilt entsprechend. 

3. Reinigen, Instandhalten, Instandsetzen von Anlagen

3.1 Allgemeines 

(1) Arbeiten zum Reinigen, Instandhalten und Instandsetzen von Anlagen dürfen nur durchgeführt werden, wenn die erforderlichen Schutzmaßnahmen getroffen sind. Die Schutzmaßnahmen hat der Unternehmer unter Berücksichtigung der Eigenschaften der brennbaren Flüssigkeiten und der dadurch bedingten Gefahren, der Arbeitsplatzverhältnisse und der Schutz- und Rettungsmaßnahmen anzuordnen und die Beschäftigten darüber zu unterrichten. 

(2) Absatz 1 gilt für Arbeiten in Tanks als erfüllt, wenn die Technische Regel für Gefahrstoffe TRGS 507 beachtet ist. 

(3) Bei Arbeiten außerhalb von Tanks hat der Unternehmer eine zuverlässige, mit den Arbeiten, den dabei auftretenden Gefahren und den erforderlichen Schutzmaßnahmen vertraute Personen als Aufsichtsführenden (Verantwortlichen) zu beauftragen und diesen erforderlichenfalls durch Bereitstellung von Sachkundigen und Geräten zu unterstützen. Der Aufsichtsführende hat insbesondere dafür zu sorgen, daß 

1.
mit den Arbeiten erst begonnen wird, wenn die festgelegten Maßnahmen getroffen sind, 

2.
die festgelegten Maßnahmen während der Arbeiten eingehalten werden, 

3.
die Beschäftigten während der Arbeiten die vorgesehenen persönlichen Schutzausrüstungen benutzen, 

4.
die Beschäftigten im Notfall ausreichende Fluchtmöglichkeiten haben, 

5.
Unbefugte von der Arbeitsstelle ferngehalten werden. 

3.2 Arbeiten in explosionsgefährdeten Bereichen 

(1) In explosionsgefährdeten Bereichen sind Explosionsschutzmaßnahmen erforderlich, wenn bei den durchzuführenden Arbeiten gefährliche explosionsfähige Atmosphäre vorhanden ist, sich bilden kann oder (z.B. durch Nachvergasung) erneut bilden kann. Für die in den einzelnen Zonen notwendigen Schutzmaßnahmen gilt TRbF 100 Nr. 3.2. 

(2) Stehen Räume, in denen gefährliche explosionsfähige Atmosphäre auftreten kann, mit anderen Räumen in offener Verbindung, so ist im Einzelfall festzulegen, welcher Bereich um die Verbindungsöffnung als explosionsgefährdet gilt. Dies gilt auch für ins Freie führende Öffnungen. Stehen Räume, in denen gefährliche explosionsfähige Atmosphäre auftreten kann, in offener Verbindung zu darunterliegenden Räumen, gelten diese in der Regel als explosionsgefährdet. 

(3) Arbeiten in Zone 0 sind zu vermeiden. Ist dies nicht möglich, dürfen die Arbeiten nur von besonders eingewiesenen Personen und nur mit Betriebsmitteln, Werkzeugen und persönlichen Schutzausrüstungen, die für Zone 0 zulässig sind, durchgeführt werden. 

(4) Zu den Arbeiten, die in Zone 0 nicht vermieden werden können, gehören z.B. 

1.
Abschöpfen brennbarer Flüssigkeiten aus dem Sumpf von Behältern, 

2.
das Reinigen der Böden und Wände zwecks Aufhebung der Explosionsgefahr, 

3.
kurzfristige Inspektionsarbeiten in nicht völlig entleerten oder ungereinigten Behältern zur Lagerung brennbarer Flüssigkeiten, 

4.
das Überprüfen von Reinigungsarbeiten. 

(5) Wegen Arbeiten mit Zündquellen wird auf TRbF 100 Nr. 3.26 verwiesen. Zu diesen Arbeiten gehören auch 

1.
Schweißarbeiten an den begrenzenden Wänden, 

2.
Arbeiten mit Zündgefahr neben oder über Öffnungen von Räumen, in denen gefährliche explosionsfähige Atmosphäre auftreten kann. 

3.3 Ableitung von Dampf/Luft-Gemischen 

(1) Dampf/Luft-Gemische sind gefahrlos abzuleiten. Auf TRbF 100 Nr. 10 wird verwiesen. 

(2) Beim Ableiten ins Freie können sich insbesondere im Bereich des Austritts der Dampf/Luft-Gemische über die für den Normalfall festgelegten explosionsgefährdeten Bereiche hinaus weitere explosionsgefährdete Bereiche ergeben. 

(3) In engen Höfen und in ähnlicher geschlossener Bebauung sind die aus Tanks austretenden Dampf/Luft-Gemische so abzuführen (z.B. an eine andere Stelle außerhalb der Höfe) oder zu verdünnen (z.B. durch Injektorwirkung), daß hier keine gefährliche explosionsfähige Atmosphäre auftreten kann. 

(4) Beim Ableiten der Dampf/Luft- Gemische ins Freie werden besondere Weisungen im Einzelfall entsprechend Nummer 1.5 erforderlich, z.B. Einschränkung des Fahrzeugbetriebes, Stillsetzen elektrischer und sonstiger nichtexplosionsgeschützter Anlagen, Verhindern des Eindringens von Dampf/Luft-Gemischen in Kanäle, Schächte und andere benachbarte und tiefer gelegene Räume. Bei Tankreinigungsarbeiten im Bereich von Tankstellen ist bei Anwendung des Lüftungsverfahrens "Druckbelüftung" der Tankstellenbetrieb stillzulegen, und es sind alle Zündquellen in diesem Bereich auszuschließen. Bei Anwendung des Lüftungsverfahrens "Saugentlüftung'', bei der die Ausblasöffnung senkrecht nach oben gerichtet ist und der Ausblasstrom mit hoher Geschwindigkeit (etwa 30 m/s) in mindestens 2 m Höhe austritt, kann auf die Schutzmaßnahmen nach Satz 2 verzichtet werden. 

3.4 Geerdete Anlagen, Anlagen mit kathodischem Korrosionsschutz 

(1) Vor der Trennung geerdeter Anlagenteile muß eine leitfähige Überbrückung hergestellt werden. Auf TRbF 100 Nr. 6 bis 8 wird verwiesen 

(2) Sind Anlagen zur Lagerung brennbarer Flüssigkeiten mit einer kathodischen Korrosionsschutzanlage ausgerüstet, müssen in explosionsgefährdeten Bereichen bei Arbeiten, die zu einer Unterbrechung des Schutzstromes führen können, Schutzmaßnahmen zur Vermeidung zündfähiger Funken getroffen werden. 

(3) Bei kathodischen Korrosionsschutzanlagen, die mit Fremdstrom betrieben werden, ist eine rechtzeitige Abschaltung der Stromquelle erforderlich, weil unter ungünstigen Umständen noch über längere Zeit Restspannungen bestehen bleiben können. 

3.5 Wiederherstellen des ordnungsmäßigen Zustandes nach Abschluß der Arbeiten 

(1) Nach Abschluß der Arbeiten zum Reinigen, Instandhalten, Instandsetzen und Prüfen müssen die Anlagen wieder in ihren ordnungsgemäßen Zustand versetzt werden. 

(2) Anlageteile (z.B. Rohrleitungen), die zur Durchführung der Arbeiten getrennt wurden, sind einander richtig zugeordnet wieder fachgerecht und dicht zu verbinden. Öffnungen (z.B. Einsteigeöffnungen) sind wieder dicht zu verschließen, ggf. unter Verwendung neuer Dichtungen. 

(3) Sicherheitseinrichtungen sind wieder in funktionsfähigen Zustand zu versetzen. 

(4) Die Wiederherstellung des ordnungsgemäßen Zustandes der Anlage ist vom Fachbetrieb zu bescheinigen. Die Bescheinigung entfällt in den Fällen von Nummer 1.7 Abs. 3. 

4. Außerbetriebsetzen, Stillegen von Anlagen

4.1 Allgemeines 

(1) Behälter, die außer Betrieb gesetzt werden, sind so zu sichern, daß Gefahren für Beschäftigte und Dritte nicht entstehen. 

(2) Tanks, die vorübergehend außer Betrieb gesetzt werden, sind von allen Betriebsrohrleitungen zu trennen, einschließlich der Rohrleitungen vollständig zu entleeren und so zu reinigen, daß sowohl explosionsfähige Atmosphäre in gefahrdrohender Menge nicht mehr vorhanden ist und nicht mehr entstehen kann, als auch eine Verunreinigung der Gewässer und des Grundwassers nicht zu besorgen ist. Tanks und Rohrleitungen sind gegen Benutzung zu sichern. Leckanzeigegeräte sollten in Betrieb bleiben. Kathodische Korrosionsschutzanlagen müssen in Betrieb bleiben. 

(3) Bleibt ein Tank nach seiner endgültigen Außerbetriebnahme im Erdreich liegen, so sind zusätzlich zu den in Absatz 2 genannten Maßnahmen verbleibende unterirdische Tanks und die Schächte mit einem festen Füllstoff, z. B. Sand, Schaumbeton, zu verfüllen. Leckanzeigeflüssigkeiten sind weitgehend zu entfernen. Die Ausrüstungsteile sind zu demontieren. Betriebsrohrleitungen sind abzutrennen und zu verschließen. 

(4) Ist eine erlaubnisbedürftige Anlage länger als 6 Monate außer Betrieb, muß dies nach § 22 der VbF der Aufsichtsbehörde angezeigt werden. Soll diese Anlage wieder in Betrieb genommen werden, muß dies der Aufsichtsbehörde vorher angezeigt werden. 

(5) Hat eine erlaubnisbedürftige Anlage oder ein anzeigebedürftiges Lager für oberirdische Behälter im Freien oder für unterirdische Tanks länger als 1 Jahr stillgelegen, ist nach § 13 der VbF vor der Wiederinbetriebnahme eine Prüfung durch einen Sachverständigen erforderlich. 

(6) Eine Anlage gilt als endgültig außer Betrieb genommen, wenn der Betreiber der Aufsichtsbehörde eine entsprechende Mitteilung macht, bei erlaubnisbedürftigen Anlagen spätestens jedoch 3 Jahre nach ihrer vorübergehenden Außerbetriebsetzung. Zu diesem Zeitpunkt erlischt die Erlaubnis nach § 9 der VbF (§ 49 Abs. 3 der Gewerbeordnung). 

4.2 Vorübergehende Außerbetriebsetzung von Tankstellen 

An einer vorübergehend außer Betrieb gesetzten Tankstelle sind spätestens nach zwei Wochen folgende Maßnahmen einzuleiten: 

1.
Entleerung und Reinigung der Tanks und Entleerung der Rohrleitungen, 

2.
Trennung der Tanks von allen Rohrleitungen. Die Rohrleitungen sind mit Stickstoff durchzuspülen und blindzuflanschen, 

3.
Füllen der Tanks mit Wasser oder mit Stickstoff, 

4.
Sicherung aller Schachtabdeckungen und sonstiger Einrichtungen gegen unbefugte Eingriffe, 

5.
Demontage oder Sicherung von Abgabeeinrichtungen und der zugehörigen anlagespezifischen elektrischen Anlagen. 

4.3 Endgültige Außerbetriebnahme (Stillegung) von Tankstellen 

An einer endgültig außer Betrieb genommenen Tankstelle müssen, soweit nicht bereits im Rahmen einer vorübergehenden Außerbetriebsetzung geschehen, folgende Maßnahmen durchgeführt werden: 

1.
Ausbau der entleerten Tanks mit allen Rohrleitungen oder Verfüllen der Tanks nach Nummer 4.1 Abs. 3. Im Erdreich verbleibende Rohrleitungen sind vor dem Blindflanschen mit Stickstoff durchzuspülen oder mit einem geeigneten Material zu verfüllen. 

2.
Verfüllen aller Schächte und der durch den Ausbau von Anlagen entstandenen Hohlräume. 

3.
Demontage von Abgabeeinrichtungen und allen sonstigen spezifischen Anlageteilen. 

5. Zusätzliche Betriebsvorschriften für Tanks

5.1 Öffnungen von Tanks 

(1) Öffnungen von Behältern, die gegen Flammendurchschlag nicht gesichert sind, müssen, solange sie nicht benutzt werden, fest verschlossen und so gesichert sein, daß ein unbeabsichtigtes Lockern ihres Verschlusses ausgeschlossen ist. 

(2) Verschlüsse von Peilöffnungen dürfen nur zum Peilen oder zur Entnahme von Proben geöffnet werden. 

(3) Während der Befüllung der Tanks dürfen Peilöffnungen nicht geöffnet sein. 

(4) Absatz 1 gilt nicht für Bohrungen in den Peilrohren von Schwimmdachtanks. 

5.2 Öffnen von Tanks mit innerem Überdruck 

(1) Tanks mit innerem Überdruck dürfen nur geöffnet werden, nachdem sie drucklos gemacht worden sind. 

(2) Absatz 1 ist als erfüllt anzusehen, wenn vor dem Öffnen der Tanks die Abblaseeinrichtung so lange betätigt wird, bis der Tank drucklos ist. 

5.3 Schwimmdächer, Schwimmdecken 

(1) Dächer von Schwimmdachtanks und Schwimmdecken dürfen nur mit ausdrücklicher Einwilligung des Betreibers betreten werden. Hierauf muß durch eine deutlich sichtbare und gut lesbare Aufschrift hingewiesen sein. 

(2) Sollen in Tanks, in denen mit explosionsfähiger Atmosphäre gerechnet werden muß und die mit Schwimmdecken aus Leichtmetall ausgerüstet sind, Arbeiten durchgeführt werden, muß berücksichtigt werden, daß durch Reib-, Schlag- und Schleifvorgänge von beliebigem Material auf rostigem Stahl zündfähige Funken entstehen können, wenn an dem Schlag, Reib- oder Schleifvorgang Leichtmetall beteiligt ist. Durch Auswahl geeigneter Werkzeuge müssen deshalb Schlag-, Reib- und Schleifvorgänge zwischen Leichtmetall und Stahl in Gegenwart von Rost bzw. Roststaub ausgeschlossen sein. 

5.4 Auffangräume 

Absperrbare Einrichtungen zur Beseitigung von Wasser aus Auffangräumen sind geschlossen zu halten. Sie dürfen nur zur Ableitung von Wasser geöffnet werden. Mit nicht wasserlöslichen brennbaren Flüssigkeiten verunreinigtes Wasser ist über Abscheider zu leiten. Mit anderen brennbaren Flüssigkeiten verunreinigtes Wasser ist auf andere Weise schadlos zu beseitigen. 

6. Zusätzliche Betriebsvorschriften für weitere Anlagen und Anlagenteile

6.1 Tankstellen 

(1) An Tankstellen dürfen Kraftstoffe außer in Kraftstoffbehälter von Fahrzeugen nur in geeignete Gefäße abgegeben werden. 

(2) Geeignete Gefäße sind z. B. Reservekraftstoffkanister aus Stahl nach DIN 7274, der Bauart nach zugelassene Reservekraftstoffkanister aus Kunststoff und andere nach Verkehrsrecht zulässige ortsbewegliche Gefäße. 

(3) Im Arbeitsbereich darf nicht geraucht werden. 

(4) Als Arbeitsbereich nach Absatz 3 gilt beim Betanken eines Kraftfahrzeuges das Fahrzeuginnere und der Bereich bis zu einem Abstand von 1 m um das Fahrzeug. 

(5) Ein Fahrzeug darf nur betankt werden, wenn Motor und Fremdheizung mit Brennkammer abgestellt sind. 

(6) Abgabeeinrichtungen müssen außerhalb der Betriebszeit gegen unbefugte Benutzung gesichert sein. 

(7) Absatz 6 ist als erfüllt anzusehen, wenn die Abgabeeinrichtung unter Verschluß gehalten wird oder bei elektrisch betriebenen Pumpen die Stromzuleitung von einer für Unbefugte nicht zugänglichen Stelle außerhalb der Abgabeeinrichtung aus abgeschaltet wird. 

(8) Für Zapfautomaten gilt TRbF 112 Nr. 4.231. 

(9) Bei der Kraftstoffabgabe muß zur Ableitung elektrostatischer Aufladungen eine elektrisch leitfähige Verbindung zwischen dem Lagertank oder der Rohrleitung der Abgabeeinrichtung und dem zu befüllenden Behälter bestehe. 

(10) Die leitende Verbindung wird in der Regel durch den nach TRbF 131 Teil 2 Nr. 5.7 geforderten leitfähigen Zapfschlauch und das metallische Auslaufmundstück eines Zapfventils hergestellt. Eine feste Verbindung zwischen Zapfschlauch bzw. Zapfventil und dem zu befüllenden Behälter ist nicht erforderlich, wenn das Auslaufmundstück des Zapfventils auf dem Rand des Füllstutzens des Behälters aufliegt. Werden Trichter verwendet, müssen sie aus metallischen Werkstoffen bestehen. 

(11) Kleinzapfgeräte und Mischkannen dürfen nur im Freien aufgestellt und außerhalb der Betriebszeit nur in Räumen abgestellt werden, die während dieser Zeit nicht dem Aufenthalt von Menschen dienen. Mischkannen dürfen nur leer abgestellt werden. 

6.2 Füllstellen, Flugfeldbetankungsstellen 

(1) Tankfahrzeuge müssen an Füllstellen so abgestellt werden, daß sie die Füllstelle im Gefahrfall ohne Rangieren verlassen können. 

(2) Zur Betankung von Luftfahrzeugen müssen die Flugfeld-Tankfahrzeuge an die Luftfahrzeuge heranfahren. Das Heranrollen oder Heranfliegen von Luftfahrzeugen an die Tankfahrzeuge ist verboten. 

6.3 Tankfahrzeuge, Tankcontainer, Eisenbahnkesselwagen 

(1) In Tankfahrzeugen dürfen Ottokraftstoffe und Heizöl EL nicht zusammen transportiert werden. 

(2) Kraftstoffbehälter von Kraftfahrzeugen und Wasserfahrzeugen dürfen aus Tankfahrzeugen, Aufsetztanks oder Tankcontainern nicht befüllt werden. 

(3) Abweichend von Absatz 2 dürfen Kraftstoffbehälter von ortsbeweglichen Arbeitsmaschinen im Freien aus Straßentankfahrzeugen, Aufsetztanks oder Tankcontainern im Vollschlauchsystem mit einem nach dem Totmannprinzip schließenden Zapfventil bei einem Volumenstrom von nicht mehr als 200 l/min im freien Auslauf befüllt werden. 

(4) Ortsbewegliche Gefäße dürfen aus Tankfahrzeugen, Aufsetztanks oder Tankcontainern nur an Stellen befüllt werden, die den Anforderungen an Füllstellen nach TRbF 111 Nr. 2.3 entsprechen. Im übrigen ist Absatz 3 entsprechend anzuwenden. 

(5) Aus Tankfahrzeugen, in denen brennbare Flüssigkeiten verschiedener Gefahrenklassen zusammen transportiert werden, dürfen die brennbaren Flüssigkeiten nur so abgefüllt werden, daß gefährliche Flammpunktunterschreitungen durch Vermischungen nicht auftreten. 

(6) Zapfeinrichtungen müssen gegen Benutzung durch Unbefugte gesichert sein. 

(7) Einrichtungen zum Anschluß einer Leitung müssen bei Nichtbenutzung mit einer Kappe verschlossen sein. 

(8) Anschlußstutzen für Gaspendelleitungen, über die drucklos betriebene Tanks auch belüftet und entlüftet werden und die mit einer flammendurchschlagsicheren Armatur ausgerüstet sind, dürfen nicht verschlossen werden. 

(9) Die Schlauchleitung für das Gaspendeln muß am Tankfahrzeug mitgeführt werden. 

(10) Tankfahrzeuge, Tankcontainer und Eisenbahnkesselwagen dürfen an Orten, an denen sie selbst oder ihre Umgebung gefährdet sind, nicht abgestellt werden. Außerhalb von Lägern und eingefriedeten Grundstücken dürfen sie nur vorübergehend abgestellt werden. 

(11) Tanks von Eisenbahnkesselwagen, die mit brennbaren Flüssigkeiten gefüllt sind und die an Stellen, die nicht für eine regelmäßige Lagerung bestimmt sind, zeitweilige Aufenthalte im Verlauf der Beförderung haben oder an denen an diesen Stellen transportbedingte Vorbereitungs- oder Abschlußhandlungen durchgeführt werden, müssen auf dem Betriebsgelände durch Beauftragte des Betriebes täglich auf Dichtheit, insbesondere der Armaturen unterhalb des Flüssigkeitsspiegels, überwacht werden. 

6.4 Ortsbewegliche Gefäße 

(1) Ortsbewegliche Gefäße dürfen nur fest verschlossen gelagert werden. 

(2) Die Lagerung ortsbeweglicher Gefäße muß so vorgenommen werden, daß mechanische Beanspruchungen und Wärmeeinwirkungen, die die Dichtheit oder Festigkeit der Gefäße beeinträchtigen, nicht auftreten. 

(3) Zur Vermeidung mechanischer Beanspruchungen, die die Dichtheit und Festigkeit gefährden können, müssen ortsbewegliche Gefäße durch entsprechende Stapelung und Lagerung gegen Fallen gesichert sein. 

(4) Ortsbewegliche Gefäße müssen unter Beachtung der allgemeinen Arbeitsschutzbestimmungen (z.B. Unfallverhütungsvorschriften) gestapelt oder gelagert werden. 

(5) Ortsbewegliche Gefäße, die nach den verkehrsrechtlichen Vorschriften für die Beförderung brennbarer Flüssigkeiten ohne Schutzbehälter befördert werden dürfen, sowie ortsbewegliche Gefäße mit Schutzbehälter dürfen unabhängig von der Stapel- oder Lagerhöhe nur so gestapelt oder gelagert sein, daß sie nicht tiefer als 1,5 m fallen können, sofern ihr Rauminhalt mehr als 1,1 Liter beträgt. 

(6) Zerbrechliche ortsbewegliche Gefäße ohne Schutzbehälter dürfen unabhängig von der Stapel- oder Lagerhöhe nur so gestapelt oder gelagert sein, daß sie nicht tiefer als 0,4 m fallen können, sofern ihr Rauminhalt mehr als 1,1 Liter beträgt. 

(7) Die Forderungen der Absätze 3 bis 6 gelten bei größeren Stapel- oder Lagerhöhen als 1,5 m bzw. 0,4 m als erfüllt, wenn folgende Voraussetzungen gegeben sind: 

1.
Die berufsgenossenschaftlichen "Richtlinien für Lagereinrichtungen'' 3) und das berufsgenossenschaftliche Merkblatt "Sicherung palettierter Ladungseinheiten" 4) müssen beachtet sein. 

2.
Staplerfahrer müssen nach den berufsgenossenschaftlichen "Grundsätze für Auswahl, Ausbildung und Befähigungsnachweise von Gabelstaplerfahrern" 5) ausgewählt und ausgebildet sein. 

3.
Paletten müssen mit ihren Kufen senkrecht zu den Auflageträgern der Regale abgesetzt sein. 

4.
Fässer dürfen senkrecht übereinander nur mittels Greifeinrichtungen von Staplern gestapelt werden. Sie müssen im Verbund gestapelt sein. 

5.
In Hochregallägern mit Beschickung durch automatisch gesteuerte Regalförderzeuge müssen automatische Einrichtungen für die Konturenkontrolle der Palettenladung, für die Kontrolle des Fahrbereichs und für die Freiplatzkontrolle vorhanden sein. 

6.
Bei Ein- oder Ausstapelung in Regalfächern von Hand gelten innerhalb der Fächer die in den Absätzen 5 und 6 festgelegten Maße als Begrenzung für die Stapelhöhen. 

7.
Die Höhe von Regalen in Lägern mit Handbetrieb darf 4 m über der Verkehrsebene nicht überschreiten. 

(8) Die Maßnahmen zur Vermeidung von Wärmeeinwirkungen, die die Dichtheit und Festigkeit der ortsbeweglichen Gefäße gefährden können, sind unter Berücksichtigung der Vorschriften für den Füllungsgrad (Nummer 2.2) und nach Maßgabe der zu erwartenden Temperaturverhältnisse zu treffen. Schutzmaßnahmen gegen außergewöhnliche Erwärmung, insbesondere an heißen Tagen gegen Sonnenbestrahlung, sind für ortsbewegliche Gefäße mit brennbaren Flüssigkeiten zu fordern, die bei 75 °C einen Dampfdruck von 1 bar oder mehr haben. 

(9) In Lägern für ortsbewegliche Gefäße muß eine Betriebsanweisung für das Verhalten des Lagerpersonals und gegebenenfalls der Staplerfahrer auch für Stör- und Schadensfälle vorhanden sein. 

7. Probebetrieb

7.1 Allgemeine Bestimmungen für die Durchführung der Erprobung 

Bei der Erprobung sind - soweit es die Bauart der Anlage ermöglicht - die allgemein anerkannten Regeln der Sicherheitstechnik für den Betrieb (Normalbetrieb) einzuhalten. Die für den Normalbetrieb vorgesehenen Sicherheitseinrichtungen sind in Funktion zu halten, soweit die notwendige Erprobung und die Bauart der Anlage dies ermöglichen. Bei der Erprobung sind Gefahrenbereiche festzulegen, in denen sich nur die für die Durchführung der Erprobung erforderlichen Personen aufhalten dürfen. 

7.2 Programm 

Für die Erprobung ist ein schriftliches Programm aufzustellen. Darin sind die einzelnen Schritte und die dabei zu treffenden Maßnahmen so festzulegen, daß die mit der Erprobung verbundenen Risiken so gering wie möglich bleiben. 

7.3 Leitung der Erprobung 

Es ist eine erfahrene und fachkundige Person zu bestellen, die die Erprobung verantwortlich leitet und überwacht und die in der Lage ist, bei Unregelmäßigkeiten oder Betriebsstörungen unverzüglich die zur Abwehr von Gefahren erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

7.4 Personal 

Mit den Erprobungsarbeiten dürfen nur Personen betraut werden, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, mit den ihnen zugewiesenen Aufgaben und den - insbesondere bei überbrückten oder ausgeschalteten Sicherheitseinrichtungen - erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen vertraut sind. Erfordert die Erprobungsarbeit ein besonderes Maß an Aufmerksamkeit, so ist die Einsatzzeit der damit beauftragten Personen zu begrenzen. 

1)	Die Eignung der Sicherheitseinrichtung muß gegenüber dem Sachverständigen nach�HYPERLINK "vbf" \l "par16.abs1.vbf"� § 16 Abs. 1� der VbF nachgewiesen werden.


2) 	Diese Bestimmung muß bis spätestens 31.12.1993 angewendet werden. Bis zu diesem Zeitpunkt dürfen Tankfahrzeuge nur nach einer Fahrzeugseite entleert werden. Außerdem müssen Warnbaken seitlich neben dem Tankfahrzeug an der Seite aufgestellt werden, auf der abgefüllt wird, bündig mit der Front und dem Heck des Tankfahrzeuges; hierauf kann verzichtet werden, wenn über einen zentralen Füllschrank abgefüllt wird und der Abstand zwischen Tankfahrzeug und Füllschrank gering ist. Außerdem müssen bei Gefälle nach den berufsgenossenschaftlichen Regeln Keile gelegt werden.


3) 	Herausgegeben vom Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften, Zentralstelle für Unfallverhütung und Arbeitsmedizin (Zefu), Bonn; zu beziehen beim Carl Heymanns Verlag KG, Köln, Bestell-Nr. ZH 1/428.


4) 	Herausgegeben und zu beziehen bei der Großhandels- und Lagerei- Berufsgenossenschaft, Mannheim, Merkblatt M 19.


5) 	Herausgegeben vom Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften, Zentralstelle für Unfallverhütung und Arbeitsmedizin (Zefu), Bonn; zu beziehen beim Carl Heymanns Verlag KG Köln, Bestell-Nr. ZH 1/554.





